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Die Unzulänglichkeit des geltenden 
Privatſchulrechts in Preußen. 


(Im Anflug an die Schließung der Adolf-Moch-Schule.) 

Von Oberregierungsrat Friedrich Block in Berlin. 

I. 

Die kürzlich erfolgte Schließung der „privaten fozial- 
pädagogiſchen Körperkulturſchule Adolf Koch“ in Berlin hat 
neben der ſchulpolitiſchen eine — für die Allgemeinheit wohl 
bedeutſamere — rechtliche Seite. An einem beſonders ane 
ſchaulichen Einzelfall enthüllt ſich die Problematik und Un⸗ 
zulänglichkeit unſeres geltenden Privatſchulrechts in einem Maße, 
daß man annehmen könnte, es bedürfe nur einer näheren 
erläuternden Darſtellung, um den Wunſch nach einer baldigen 
rechtlichen Neuordnung dieſes für das allgemeine Bewußtſein 
etwas entlegenen Teilgebietes unſeres öffentlichen Rechts zu 
einer einmütigen Forderung werden zu laſſen. Vergegen⸗ 
wärtigen wir uns, ehe wir mit der rechtlichen Darſtellung und 
Kritik beginnen, in feinen Grundzügen den vorliegenden Sache 
verhalt! 

Eine private Schule, dem Typ der privaten Gymnaſtik— 
ſchulen wohl zu Unrecht zugeordnet, iſt auf Grund einer Er⸗ 


laubnis der zuſtändigen Schulaufſichtsbehörde, hier des Pro⸗ 


vinzialſchulkollegiums in Berlin, „unter Vorbehalt des Wider⸗ 
rufs“, wie es in der formularmäßig ausgeſtellten Urkunde 
heißt, errichtet worden. Nachdem die Schule mehrere Jahre 
beſtanden hat, wird die erteilte Erlaubnis ohne ein voran⸗ 
gegangenes förmliches Verfahren widerrufen und die 
Schließung der Schule unter Subilligung einer dreimonatigen 
Abwicklungsfriſt verfügt. Die Rücknahme der Erlaubnis wird 
mit der Aenderung des urſprünglichen Charakters der Schule 


begründet, fie habe ſich aus einer Körperfchule immer mehr 


zu einer heilpädagogifchen, von lebensreformeriſchen Grund— 
ſätzen und Zielen beſtimmten Anſtalt gewandelt, wodurch die 
Dorausjegung für die Nonzeſſion einer Privatſchule im Sinne 
der Staatsminiſterialinſtruktion vom 31. Dezember 1859 ent⸗ 
fallen ſei. 


Das hiervon betroffene Unternehmen, die Adolf-Noch⸗ 
Schule, bildet nicht nur den Lebensinhalt, ſondern auch die 
Grundlage der wirtſchaftlichen Eriſtenz ihres Leiters und der 
meiſten an ihr tätigen Lehrer. Mehrere tauſend Schüler und 
Schülerinnen, unter den nicht mehr Schulpflichtigen faſt die 
Hälfte Erwerbsloſe, werden in ihr betreut. Langjährige Miet⸗ 
verträge und ſonſtige rechtlich verpflichtende, nicht in wenigen 
Monaten lösbare Abmachungen laufen. Gelingt nicht eine Um⸗ 
ſtellung der Organiſation des Unternehmens durch Ausſcheiden 
jeden Unterrichts an Jugendliche — eine Aenderung der Struf- 
tur, die in dieſem Falle vielleicht möglich iſt —, ſo müßte die 
kurzfriſtige, ohne Entſchädigung im Verwaltungswege er⸗ 
folgende Rücknahme der Konzeffion, insbeſondere für den In⸗ 
haber und Leiter der Privatſchule, der für ihre Derbindlich- 
keiten perſönlich haftet, von den einſchneidenſten wirtſchaft⸗ 
lichen Folgen ſein. ̃ 

Trotz ſolcher mit ihr verbundener mitgehender Eingriffe 
in Freiheit und Eigentum der Beteiligten ſoll die Rücknahme 
der Konzeffion fo, wie es hier geſchehen iſt, heute noch recht⸗ 
lich gültig ſein! Ihre Rücknahme ſoll alſo jederzeit erfolgen 


können, ohne ein vorangegangenes förmliches Verfahren, ohne 
Entſchädigung, auf Grund einer aus dem Jahre 1859 
ſtammenden Miniſterialinſtruktion! Und ihrer Tragweite un⸗ 
geachtet ſoll nicht einmal die nachträgliche Ueberprüfung der 
Derwaltungsmaßnahme durch einen unabhängigen Richter zu⸗ 
läſſig fein, durch ein Verwaltungsgericht, das in einem ge⸗ 
ordneten Rechtsgange über die rechtliche Grundlage der Dera 
fügung zu befinden hätte, und das allein durch ſeinen un⸗ 
parteiiſchen Spruch die Rechtmäßigkeit der getroffenen Ent- 
ſcheidung nach außen gewährleiſten würde. Statt deſſen ſtünde 
nur der Weg der Dienſtaufſichtsbeſchwerde von einer nach 
diskretionärem Ermeſſen entſcheidenden Behörde an eine in 
der gleichen Weiſe entſcheidende vorgeſetzte Stelle offen: 
ein Rechtsmittel alſo, das ſchon ſeiner Natur nach von recht 
problematiſchem Wert wäre, auch wenn es nicht, wie im 
vorliegenden Falle, von vornherein ſchon deswegen wenig 
Ausſicht böte, weil die Rücknahme der Konzeffion, wie es 
in der Verfügung des Provinzialſchulkollegiums heißt, bereits 
mit Ermächtigung des Miniſters, alſo der vorgeſetzten In⸗ 
ſtanz, an die die Beſchwerde zu richten wäre, erfolgt iſt. Iſt 
dies alles, was wir ſoeben dargelegt haben, wirklich heute 
noch geltendes Recht? Und ſoll es, wenn dem ſo wäre, 
weiter Recht bleiben? 


II. 


Das heute noch geltende Privatſchulrecht iſt in ſeinen 
Grundlagen nicht weniger als 150 Jahre alt. Um ſeinen 
Urſprung zu ermitteln, müſſen wir über die in der Verfügung 
des Provinzialſchulkollegiums genannte Miniſterialinſtruktion 
vom 31. Dezember 1859 noch weiter über eine allerhöchſte 
Kabinettsordre vom 10. Juni 1854 auf das Allgemeine 
Landrecht zurückgreifen, der großartigen Modifikation der 
Frederizianiſchen Epoche, das im Jahre 1794 endgültig pub⸗ 
liziert worden iſtt) Die Miniſterialinſtruktion vom 31. Dezem⸗ 
ber 1859, die eine eingehende Ordnung des privaten Schul⸗ 
und Unterrichtsweſens in Preußen enthält, iſt nämlich nur 
eine Ausführungsanweiſung der vorgenannten Vabinetts⸗ 
order von 1854 (G. S. 135) geweſen, die ihrerſeits wieder⸗ 
um ihrer ausdrücklichen Erklärung nach nicht die Schaffung 
neuen Privatſchulrechts, ſondern die Rückkehr zu den im 
Allgemeinen Landrecht II, 12 88 5—8 enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen bezweckte, die durch ein in der Swiſchenzeit 
ergangenes Geſetz, das Gewerbepolizeigeſetz vom 7. Sep⸗ 
tember 1811 (G. S. 265) grundlegend geändert worden waren. 
Hatte dem freiheitlichen Zuge der Stein-Hardenbergſchen Re— 
formgeſetzgebung entſprechend dieſes Gewerbepolizeigeſetz 
auch im Privatſchulweſen die Gewerbefreiheit, alfo die Unter- 
richtsfreiheit begründet, fo follte, da hierdurch, insbeſondere 
infolge des Ueberhandnehmens der ſogenannten Winkel- 
ſchulen „Mißbräuche und weſentliche Nachteile für das Er⸗ 
ziehungs⸗ und Unterrichtsweſen“, wie es in der Vabinetts⸗ 
order heißt, entſtanden waren, zu dem voraufgegangenen 
Syſtem des ALK, dem obrigkeitlichen reinen Konzeſſionsſyſtem 
zurückgekehrt werden, was denn auch in der Minifterial- 
inſtruktion vom 31. Dezember 1859 geſchah. Unſer gel⸗ 
tendes Privatſchulrecht, ein Teil unſeres heutigen öffentlichen 
Rechts, das, wie wir geſehen haben, in die Rechtsverhält⸗ 
niſſe der Einzelnen in Bezug auf Sreiheit und Eigentum 

1) Die hier und im folgenden angeführten Vorſchriften find ab: 
gedruckt in Rubrich „Privatſchule und Privatunterricht“, Berlin 1927 
(Heft 55 der Weidmannſchen Taſchenausgaben), und in dem ſoeben 
erſchienenen Standardwerk der Schulrechtswiſſenſchaft: Landé, Preu⸗ 
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ßiſches Schulrecht 1933, S. 984 ff. 
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aufs empfindlichſte eingreift, wurzelt ſomit noch im Allge— 
meinen Landrecht von 1794. 

Die Tragweite dieſer Feſtſtellung iſt vielleicht nicht auf 
den erſten Blick voll erkennbar. Sie muß daher durch den 
Hinweis verdeutlicht werden, daß das Allgemeine Land— 
recht, vornehmlich ſoweit es öffentliches Recht enthält, die 
Auffaſſung des aufgeklärten Abſolutismus der frederizia- 
niſchen Zeit vom Weſen und von der Machtfülle des Staates 
gegenüber ſeinen Untertanen wiedergibt, und daß der ſeit— 
dem eingetretene völlige Wandel in der Verfaſſung und 
inneren Struktur unſeres Staates — vom abſolutiſtiſchen 
Obrigkeitsſtaat über den konſtitutionellen Staat zur reinen 
Demokratie — mit der Aenderung der äußeren Staats- 
organiſation eine grundlegende Umgeſtaltung eben dieſe⸗ 
Derbältniffes des einzelnen Staatsbürgers zum Staatsganzen 
zum Inhalt hatte. Es muß daher von vornherein, ohne 
daß es der inhaltlichen Prüfung der einzelnen aus dieſer 
vorkonſtitutionellen Seit ſtammenden Beſtimmungen bedarf, 
als rechtlicher Atavismus gewertet werden, daß ein Teil» 
gebiet des öffentlichen Rechts, das nicht nur Organiſations⸗ 
beſtimmungen enthält, ſondern in Freiheit und Eigentum der 
Staatsbürger eingreift, nach wie vor im Becht des auf— 
geklärten Abſolutismus gegründet iſt, im Recht einer ver— 
gangenen Geſchichtsepoche, die das öffentliche Leben unter 
Geſichtspunkten und allgemeinen Anſchauungen regelte, die 
von den unſeren meiſt grundlegend verſchieden ſind. 

Dieſe erſtaunliche Diskrepanz iſt nicht nur de lege 
ferenda bedeutſam, weil aus ihr ohne weiteres die Notwendig— 
keit einer unverzüglichen Neuregelung des Privatſchulrechts 
erhellt, ſie iſt auch für die Feſtſtellung des geltenden Rechts 
von unmittelbarer Bedeutung. Sie nötigt nämlich zu der 
grundſätzlichen Frage, ob und wieweit ein Teil der vor— 
konſtitutionellen öffentlich-rechtlichen Geſetzgebung, ſoweit er 
echte Rechtsnormen enthält, wie die Miniſterialinſtruktion von 
1859 noch rechtliche Fortgeltung beanſpruchen kann, nachdem 
ſich mit der grundlegend geänderten Staats- und Nechts- 
ordnung auch die rechtliche Umwelt des betreffenden Einzel— 
geſetzes vollkommen geändert hat. Daß dieſes allgemeine 
Problem gerade in unſerem Falle von aktueller Bedeutung 
iſt, ergibt ſchon ein flüchtiger Blick in den Text der Mi— 
niſterialinſtruktion vom 1859. Sind doch ihre einzelnen 


Paragraphen nicht nur formal in einer veralteten Sprache 


abgefaßt, fie enthalten dieſer Form entſprechend auch inhalt— 
lich inzwiſchen hiſtoriſch gewordene Begriffe und Wertungen, 
die der Gegenwart fremd und unſeren Anſchauungen oft 
entgegengeſetzt find. Schon mit Rückſicht auf ihre allgemeine 
Seitgebundenheit können daher die einzelnen Beſtimmungen 
der Staatsminiſterialinſtruktion nicht unbeſehen, ohne inhalt» 
liche Prüfung im einzelnen auf das heutige Privatſchulweſen 
Anwendung finden, auch wenn ſie ſeitdem nirgendwo geän— 
dert oder ausdrücklich aufgehoben worden ſind. 

Einer unbeſehenen, gewiſſermaßen naiven Anwendung 
der Beſtimmungen der Miniſterialinſtruktion auf die heutigen 
Privatſchulverhältniſſe ſteht jedoch nicht nur die Heitgebunden- 
heit ihrer Normen entgegen. Es kommt noch ein weiteres 
und größeres Hindernis hinzu, das den Inhalt der in 
ALR 12, II, 3—8 bzw. in der Miniſterialinſtruktion von 
1859 geregelten Materie, das Privatſchulweſen ſelbſt, 
betriffte). Seit der Zeit von 1794 bzw. 1859 hat ſich 
nämlich nicht nur die öffentlich-rechtliche Umwelt unſeres 
Einzelgeſetzes mit ihren Folgen auf Beſtand und Inhalt des- 
ſelben völlig gewandelt. Auch der Gegenſtand dieſer 
Einzelregelung hat ſich nach Inhalt und Funktion jo weit— 
gehend geändert, daß das heutige Privatſchulweſen etwas 
völlig anderes darſtellt, als dasjenige, das das Allgemeine 
Landrecht und noch die Miniſterialinſtruktion von 1859 vor- 
ansfegen, und auf das fie ihre Regelung abgeſtellt haben. 

Das öffentliche Schulweſen in allen ſeinen Sweigen, 
insbeſondere das Elementar- und auch das weiterbildende 
Schulweſen, hat bei Abſchluß der Regierungszeit Friedrichs 
des Großen noch in ſeinen Anfängen geſtanden. Auch Ende 
der dreißiger Jahre des vorigen Jahrhunderts war es durchaus 
nicht ſo ausgebaut, um den damaligen Bildungsanſprüchen 
zu genügen. Neben ihm hat insbeſondere für den weiter— 
bildenden Unterricht ein ausgedehntes Privatſchul- und Baus⸗ 
lehrerweſen beſtanden, das einen beträchtlichen Teil der ge— 


2) Dal, auch Landé a. a. O., S. 1008, 
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ſamten Bildungseinrichtungen ausmachte. Wollte daher der 
damalige Staat für die Bildung der Jugend ſeines Volkes 
Sorge tragen, ohne die Vorbedingungen hierfür im öffent— 
lichen Schulweſen auch nur annähernd erfüllen zu können, 
ſo durfte er das Privatſchulweſen nicht nur als gegeben 
hinnehmen. Er mußte darüber hinaus verſuchen, es in das 
von ihm bis ins einzelne inhaltlich geſtaltete öffentliche Schul— 
weſen mit einzubeziehen. Dies iſt dem abſolukiſtiſchen Staat, 
der nicht nur die rechtliche, ſondern auch die nahezu ſchranken— 
loſe taſächliche Staatsgewalt beſaß — insbeſondere auch 
deswegen, weil die in anderen Seiten gerade in unſerem 
Gebiet mächtig in Erſcheinung tretenden kirchlichen Gegen— 
kräfte damals faſt völlig ruhten —, nahezu vollſtändig 
gelungen. Der preußtiſche abſolute Staat hat auch das 
Privatſchulweſen gewiſſermaßen ſäkulariſiert, indem er die 
von ihm für das öffentliche Schulweſen erlaſſenen Beſtim— 
mungen, die weit über eine bloße Schulaufſicht hinaus- 
gehend, alles Inhaltliche genau reglementierten, auf das 
private Schulweſen entſprechend erſtreckte. So iſt es gekom— 
men, daß mit der Normierung des reinen Nonzeſſionsſyſtems 
im ALR, das durch die Miniſterialinſtruktion von 1859 neu 
ſtabiliſiert wurde, die abſolute Beſtimmungsgewalt des Staates 
auf das private Schul- und Unterrichtsweſen ausgedehnt 
worden iſt. Aus dieſer beſonderen hiſtoriſchen Situation, aus 
ihren ſpeziellen Bedürfniſſen und Möglichkeiten iſt allein 
eine rechtliche Regelung des Privatſchulweſens verſtändlich, 
in der — ungeachtet der privat- und gewerberechtlichen 
Grundlagen des privaten Schul- und Unterrichtsweſens —. 
der Staat abſchließend darüber befindet, ob und in welcher 
Weiſe eine Privatſchule errichtet und betrieben werden darf. 
in der ſich der Staat das Recht des jederzeitigen Widerrufs 
der Erlaubnis vorbehält, ohne Entſchädigungsanſprüche zu 
gewähren, und in der die Maßnahmen der ſtaatlichen Ver— 
waltungsorgane jeder gerichtlichen Nachprüfung in Bezug 
auf die Rechtmäßigkeit ihres Vorgehens enthoben ſind. 


III. 


Auch im Syſtem des Abſolutismus, der für das Wirt» 
ſchaftsleben dem Merkantilismus huldigte, hatte eine ſolche 
ſtaatliche Reglementierung des Privatſchulweſens mit dem 
Siel, es dem entſprechenden öffentlichen Schulweſen gleich— 
wertig zu machen und es in dieſer Gleichwertigkeit zu 
erhalten, nur dann und ſolange einen Sinn, als das öffentliche, 
Schulweſen nicht für die damals erforderlich erachtete Bil— 
dung der Jugend genügte, und der Staat ſomit ſeine Bil— 
dungsaufgabe nur unter Einbeziehung der Privatſchulen 
erfüllen konnte. Dieſe hiſtoriſche Funktion des Privatjchul- 
weſens iſt längſt fortgefallen. Schon lange vor dem In— 
krakttreten unſerer neuen Reichsverfaſſung, die in Artikel 
145 beſtimmt, daß für die Bildung der Jugend durch öffent» 
liche Anſtalten zu ſorgen ſei, iſt in Preußen bis auf Einzel- 
gebiete — wie das höhere Mädchenſchulweſen und pädä— 
gogiſch bedeutſame Verſuchsſchulen, für die dann auch beſon— 
dere Vorſchriften gelten und gelten müſſens) — der in dem 
Verfaſſungsartikel ausgeſprochenen Forderung Genüge ge— 
ſchehen. Das heutige private Schul- und Unterrichtsweſen 
ſteht nicht nur tatſächlich neben und meiſt im Schatten 
eines voll ausgebauten Syſtems öffentlicher Schulen, es iſt 
gegenüber dem öffentlichen Schulweſen auch rechtlich ein⸗ 
geſchränkt, ſeitdem für die Grundſchuljahre der bisherige 
Unterrichtszwang, dem auch durch Privatunterricht genügt 
werden konnte, durch die Schulbeſuchspflicht, die Derpflich- 
tung, die grundſätzlich öffentliche Volksſchule zu beſuchen, 
erſetzt worden iſt. 

Zu dieſem Wandel in der ſoziologiſchen Funktion des 
Privatſchulweſens als Ganzes tritt gegenüber der Seit von 
1859 noch ein weiterer weſentlicher Unterſchied in Bezug 
auf den Gegenſtand des damaligen und des heutigen Privat- 
ſchulweſens hinzu, der es nicht geſtattet, die Beſtimmungen 
der Miniſterialinſtruktion von 1839 auf ſämtliche jetzt be⸗ 
ſtehende Privatſchulen ohne Rückſicht auf Ziel und Inhalt 
des in ihnen erteilten Unterrichts anzuwenden). Hat näm⸗ 
lich, wie wir geſehen haben, der vorkonſtitutionelle Staat 


) Ueber dieſe ſogenannten „privilegierten Privatſchulen“ vgl. 
Landé a. a. G., S. 991 f. 5 

) Diefer Unterſchied tritt auch bei Landé a. a. G., S. 1008, 
nicht ſcharf geung hervor. 5 
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die Privatſchulen in ihrer Funktion als Erſatz für öffent⸗ 
liche Schulen im Auge gehabt und hierauf feine Regelung 
abgeſtellt, ſo kann die von ihm gegebene geſetzliche Reglemen⸗ 
tierung der Materie ſolche Schulunternehmen nicht mit⸗ 
ergreifen, die von vornherein ihrem Inhalt und Siel nach 
nicht das öffentliche Schulweſen erſetzen wollen und können, 
ſondern die vielmehr andere Unterrichtsgebiete, als ſie zur 
Seit in den öffentlichen Schulen gelehrt werden, oder Fächer 
der öffentlichen Schule aber mit abweichender Sielſetzung 
betreiben. Bat man der Faſſung in Art. 147 R. ent⸗ 
ſprechend die Schulen, die als Erſatz für öffentliche Schulen 
dienen, „Erſatzſchulen“ genannt, ſo iſt als Bezeichnung der 
anderen erſt in den letzten ſechs bis ſieben Jahrzehnten aufe 
gekommenen Gattung von Privatfchulen, die nicht als Erſatz 
für öffentliche Schulen dienen, der Ausdruck „Ergänzungs⸗ 
ſchulen“ geprägt worden’). Der Unterſchied zwiſchen dieſen 
beiden unterſchiedlichen Privatſchularten iſt bisher allzu aus⸗ 
ſchließlich in ihrem verſchiedenen Lehrgegenſtand erblickt wor— 
den. Es müſſen jedoch zu den Ergänzungsſchulen auch die⸗ 
jenigen Privatſchulen gerechnet werden, die ein in der 
öffentlichen Schule zwar vertretenes Unterrichtsfach, aber 
mit weſentlich anderer Sielſetzung (und demzufolge auch wohl 
ſteis in inhaltlich abweichender Art), nämlich nicht mit dem 
in der entſprechenden öffentlichen Schule lehrplanmäßig zu 
erreichenden Siele betreiben. Auch eine Muſikſchule, ſoweit 
in ihr nicht Inſtrumentalmuſik, ſondern „Geſang“ gelehrt 
wird, eine Gymnaſtikſchule, ſoweit in ihr „geturnt“ wird, 
wären zu den „Ergänzungsſchulen“ zu zählen. Ergänzungs⸗ 
ſchulen find ſonach alle privaten Schulunternehmen, die nicht 
der Mebermittlung der in den öffentlichen Schulen gelehr- 
ten Bildung dienen, die vielmehr ein dem öffentlichen Schul⸗ 
weſen fremdes, zumeiſt von dieſem auch den Unterrichts 
fächern nach verſchiedenes ſelbſtändiges Bildungsziel ver⸗ 
folgen. Da nun dieſe privaten Schulen der vorkonftitutio- 
nellen Geſetzgebung unbekannt waren, iſt die Anwendung 
der Miniſterialinſtruktion von 1859 auf dieſe Ergänzungs- 
ſchulen mangels einer beſonderen geſetzlichen Anweiſung im 
Wege einer weiterbildenden Auslegung nur angängig, wenn 
die Sweckbeſtimmung des Geſetzes dies rechtfertigt und der 
Wortlaut ihrer Beſtimmungen es ermöglicht. Daß die erſte 
Vorausſetzung nicht gegeben iſt, haben wir bereits geſehen. 
Aber auch die zweite Dorausfegung entfällt. Prüfen wir 
nämlich die 
ihren Wortlaut, fo finden wir, daß in faft jeder ihrer eins 


zelnen Vorſchriften die hier gemeinte Privatſchule ausdrück⸗ 


lich als eine ſolche bezeichnet wird, die eine fehlende öffent- 
liche Schule erſetzt oder erſetzen ſoll, die den öffentlichen 
Schulen der gleichen Gattung gleichwertig ſein ſoll, deren 
Leiter und Lehrer ſich in Bezug auf ihre wiſſenſchaft⸗ 
liche Befähigung „ganz in derſelben Weiſe wie die in öffent⸗ 
lichen Schulen anzuſtellenden Lehrer und Lehrerinnen durch 


ein genügendes Seugnis der betreffenden Prüfungsbehörde“ 


auszuweiſen haben (vergl. z. B. 88 1, 2, 5, 7 der Miniſte⸗ 
rialinſtruktion), vom Wortlaut der angeführten Kabinetts- 
order von 1854 und der Beſtimmungen des AR ganz 
zu ſchweigen. Es iſt danach unverſtändlich, worauf die in 
Schrifttum und Rechtſprechung herrſchende und die Ver— 
waltungspraxis beſtimmende Meinungs) ihre Anſicht grün⸗ 
det, daß auch die Ergänzungsſchulen unter die Regelung 
der Miniſterialinſtruktion von 1839 fallen, die gleiche herr- 
ſchende Meinung, die in einer anderen Auslegungsfrage, 
nämlich ob auch private Sckulunternehmen für Erwachſene unter 
ihre Beſtimmungen fallen, ihre verneinende Auffaſſung mit 
Recht auf den Wortlaut der Inſtruktion fügt”). Nach Sinn und 
Wortlaut ihrer Beſtimmungen iſt danach nicht die Miniſterial⸗ 
inſtruktion als ſolche, allenfalls die analoge Anwendung ihres 
§ 14 auf die Ergänzungsſchulen anwendbar. Es könnte 


ſomit höchſtens gefordert werden, daß Leiter von Privat 


ſchulen und Privatſchullehrer für Fächer, die nicht in den 


öffentlichen Schulen gelehrt werden, ihre ſittliche Tüchtig⸗ 


keit für Unterricht und Erziehung, nicht aber ihre wiſſen⸗ 


ſchaftliche Befähigung nachzuweiſen haben, eine Beſtimmung, 


die durch eine Cirk.-Ufg. vom 5. Juli 1841 (MBl. i. V. 218) 


5) Dal, Sande a. a. G., S. 985. 

6) Dal. Sande a. a. O., S. 1006, dagegen O. v. G. Bd. 22, 402, 
Anſchütz (alte) Preußiſche Verfaſſungsurkunde 1912, S. 595. 

5) Landé a. a. O)., S. 1007. 


Beſtimmungen der Niniſterialinſtruktion auf 


ausdrücklich für den Privatunterricht in 
als geltend bezeichnet worden iſt. 
Wenden wir unſer bisheriges Ergebnis auf den Einzel- 
fall der Adolf-Koch-Schule, von dem wir ausgegangen 
ſind, an, ſo ſtellen wir feſt, daß es ſich bei dieſer Schule 
zweifelsfrei um eine Ergänzungsſchule handelt. Danach wäre 
auf der Grundlage der Miniſterialinſtruktion von 1839 die 
Schulaufſichtsbehörde nur berechtigt geweſen, bei der Ein— 
richtung der Schule die ſittliche Qualität ihres Leiters und 
der an ihr tätigen Lehrer zu prüfen. Sie hätte dement— 
ſprechend die Entziehung der Erlaubnis nur mit dem Fort— 
fall dieſer Bedingungen begründen dürfen. Anerkennen wir 
jedoch mit der herrſchenden Meinung, daß ſämtliche Privat- 
ſchulen für Jugendliche, ganz gleich welchen Inhalt ſie haben 
und welches Siel fie verfolgen, alſo auch Ergänzungsſchulen 
für Jugendliche unter die Miniſterialinſtruktion fallen, ſo 
wäre die Adolf-Koch-Schule im ſtrengen Sinne Fonzefjions- 
pflichtig, gleichgültig, welchen Inhalt ihr Unterricht hat, 
ob er alſo ein allgemein-gymnaſtiſcher oder ein heil— 
pädagogiſcher und dieſer ein von lebensreformeriſchen An— 
ſichten weſentlich mitbeſtimmter iſt. Die Entſcheidung der 
Schulbehörde, die die Rücknahme der gemäß Miniſterial⸗ 
inſtruktion von 1859 der Adolf-Noch-Schule erteilten Er— 
laubnis mit der Aenderung des Inhalts ihres Unterricht 
begründet hat, kann ſich nach dem Dargelegten nicht nur 
nicht auf dieſe Inſtruktion ſtützen, fie ift anch vom Stand- 
punkt der herrſchenden Meinung, als in ſich ſelbſt wider— 
ſpruchsvoll, nicht aufrecht zu erhalten. N 


2 IV. 92 

Nit dieſer Feſtſtellung iſt jedoch der Einzelfall, an den unſere 
Abhandlung anknüpfte, rechtlich noch nicht enifchieden. Mag 
auch die Rücknahme der Konzeffion in der von der Behörde 
angeführten Miniſterialinſtruktion von 1859 keine rechtliche 
Grundlage finden, fo würde fie trotzdem gültig fein, wenn 
ſie ſich auf eine ſpäter erlaſſene rechtgültige Vorſchrift ſtützen 
könnte. Dies iſt jedoch nicht der Fall. Um dieſes vorweg- 
genommene Ergebnis zu begründen, müſſen wir die weitere 
Entwicklung, die das preußiſche Privatſchulrecht ſeit der 
Miniſterialinſtruktion von 1859 genommen hat, im ein— 
zelnen verfolgen. 

Das bisher rechtlich undifferenziert geſtaltete, anſcheinend 
einheitliche Privatſchulweſen teilt firh ma, dem Aufkommen 
von privaten Ergänzungsſchulen nunmehr auch in ſeiner 
äußeren rechtlichen Entwicklung in feine. beiden feftgeftelften 
Unterarten, die einen unterſchiedlichen Entwicklungsgang 
nehmen. Entſpricht dieſe verſchiedene rechtliche Entwicklung 
der mit den Namen Erſatz- und Ergänzungsſchulen bezeich⸗ 
neten privaten Schulunternehmen durchaus der Natur der 
Sache, ſo iſt das Ergebnis, zu dem dieſe abweichende 
rechtliche Entwicklung geführt hat, ein erſtaunliches. Die 
Rechtsentwicklung der beiden Unterrichtsarten der Privatſchule 
nimmt nämlich einen geradezu entgegengeſetzten Verlauf, als 
man ihrer Natur nach erwarten muß, und wie es, wenigſtens 
bei den Ergänzungsſchulen, der Sachvernunft entſpricht. Das 
Ergänzungsſchulweſen, an dem der Staat von ſeiner ihm 
eigenen Bildungsaufgabe aus nur einen mittelbaren Anteil 


Muſik und Tanz 


nehmen kann, das ein in erſter Linie gewerbliches Unter⸗ 


nehmen darſtellt, und daher, wenn auch nicht ausſchließlich, 
ſo doch vorwiegend unter gewerberechtlichen Grundſätzen zu 
regeln wäre, wird immer mehr von einer obrigkeitlichen 
Reglementierung nach Art der Miniſterialinſtruktion von 1839 
erfaßt. Durch immer weitere Ausdehnung geſetzlicher Sonder- 
beſtimmungen, die, in einer Ausnahmeſituation entſtanden, 
urſprünglich nur für eine ſolche beſtimmt und in ihr berech— 
tigt waren, hat die Verwaltungsbürokratie bisher mit Er⸗ 
folg verſucht, die Ergänzungsſchulen, zu denen insbeſondere 
auch die privaten gewerblichen Schulen gehören, in das 
alles inhaltliche reglementierende Nonzeſſionsſyſtem des All⸗ 
gemeinen Landrechts zu preſſen. Im Gegenſatz hierzu nehmen 
die ſogenannten Erſatzſchulen, auf die das Konzeſſionsſyſtem 
des ALR einſt allein abgeſtellt war, unter Abſtreifung des 
reinen Vonzeſſionsſyſtems, das der „Obrigkeit“ jeglichen 
Spielraum ließ, eine freiheitliche Rechtsentwicklung nach der 
Richtung der Gewerbefreiheit hin. 

Beginnen wir mit dem gegenwärtigen Becht der Erſatz⸗ 
ſchulen, ſo hat dieſes ſeine Grundlage in Artikel 14 1 v. 
Der Derfaſſungsgeſetzgeber hat zwar die völlige Unterrichts“ 


4 


freiheit, wie fie (nach dem Vorgang des Gewerbepolizei— 
geſetzes vom 7. September 1811 und der belgiſchen Ders 
faſſung) in dem ſuſpendierten und daher niemals zur Geltung 
gelangten Artikel 22 der alten preußiſchen Verfaſſung vom 
51. Januar 1850 für das geſamte Privatſchulweſen aus 
geſprochen war, bewußt abgelehnt. Er hat jedoch das bis— 
her geltende Nonzeſſionsſyſtem des ALR und der Miniſterial— 
inſtruktion von 1859 durch das Spyſtem der Vormativ— 
beſtimmungen erſetzt. Er hat nämlich die Genehmigung einer 
Privatſchule, die als Erſatz für öffentliche Schulen dient, 
an das Dorhandenſein beſtimmter, in Artikel 14 Abſatz I 
RV. abſchließend aufgezählter Vorausſetzungen geknüpft. Das 
mit iſt im völligen Unterſchied zu dem bisherigen Rechts- 
zuſtand die Genehmigung einer Privatſchule nicht mehr in das 
pflichtgemäße Ermeſſen der ſtaatlichen Aufſichtsbehörde geſtellt. 
Es iſt vielmehr, ſoweit es ſich um eine Erſatzſchule handelt, 
ein ſubjektives öffentliches Recht gegen den Staat auf Ge— 
ſtattung der Errichtung einer Privatſchule und auf ihren 
unbeſchränkten Weiterbetrieb verfaſſungsrechtlich begründet. 
Dieſes Recht ſoll nach einer Vereinbarung der Länder über 
die Durchführung des Artikel 147 Abſatz I RV. vom 24. 
Januar 1928/6. Auguſt 1950 (Ba. Bl. 531)8) da⸗ 
durch geſichert werden, daß die Verwaltungsakte, die die Er- 
teilung, Derfagung und den Widerruf der Genehmigung 
für eine ſolche Privatſchule zum Inhalt haben, der Nach— 
prüfung im Verwaltungsſtreitverfahren, alſo der Nachprüfung 
ihrer Rechtsmäßigkeit durch ein Derwaltungsgericht in einem 
geordneten Verfahren unterliegen. Sin Geſetzentwurf, der 
dieſer Ländervereinbarung entſpricht, iſt im preußiſchen 
Unterrichtsminiſterium ſeit längerer Seit in Vorbereitung. 
Nach ſeiner Fertigſtellung und Geſetzwerdung wird das preu— 
ßiſche Privatſchulweſen, ſoweit es öffentliche Schulen erſetzt, 
in Abänderung des vorangegangenen im Allgemeinen Land— 
recht wurzelnden Rechts der Miniſterialinſtruktion von 1859 
den heutigen Anſchauungen und Bedürfniſſen entſprechend 
geregelt ſein. 

Das Privatſchulweſen, das vom öffentlichen Schulweſen 
aus geſehen nur ergänzende Funktionen beſitzt, und deſſen 
Regelung in Artikel 147, IV BV. ausdrücklich der Landes- 
geſetzgebung vorbehalten worden iſt, hat nun die folgende 
teilweiſe paradoxe Entwicklung genommen. In $ 6 der 
Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869, alſo in einem Reichs- 
geſetz, iſt beſtimmt, daß die Gewerbeordnung keine Anwendung 
auf „das Unterrichtsweſen“ findet. In § 55 des gleichen 
Geſetzes find jedoch anſcheinend hierzu im Widerſpruch nähere 
Beſtimmungen über den „Tanz-, Turn- und Schwimmunterricht 
als Gewerbe“ getroffen, die dieſe privaten Unterrichtszweige 
nach gewerberechtlichen Geſichtspunkten regeln. Für ſie gilt, 
ſofern fie gewerblich erteilt werden, kein Genehmigungs- 
zwang, ſondern nur eine Anzeigepflicht. Die Erteilung ihres 
Unterrichts kann nur unterſagt werden, wenn Tatſachen vor— 
liegen, welche die Unzuverläſſigkeit des Gewerbetreibenden 
in Bezug auf dieſen Gewerbebetrieb dartun. Gegen die 
Derfagung fteht der Verwaltungsrechtsweg und zwar in zwei 
Inſtanzen gemäß $ 119 Nr. 1 des Suſtändigkeit⸗geſetze⸗ 
vom A. Auguſt 1885 (G. S. 2357) offen. Die herrſchende 
Meinung will den hier anſcheinend vorliegenden äußeren 
Widerſpruch zwiſchen zwei Beſtimmungen des gleichen Ge— 
ſetzes dadurch beheben, daß fie unter dem „Unterrichts- 
weſen“ in $ 6 nicht den Unterricht ſchlechthin, ganz gleich, 
an wen er erteilt wird, begreift, ſondern nur den Unterricht 
an Jugendliche, jo daß die Beſtimmungen in § 35 aus- 
ſchließlich für den an Erwachſene erteilten gewerblichen 
Tanz-, Turn⸗ und Schwimmunterricht gelten?). Dieſer Mei— 
nung kann nicht beigetreten werden. Ihre verengende Aus» 
legung des Begriffs „Unterrichtsweſen“ in $ 6 findet keine 
Stütze in dem uneingeſchränkt gebrauchten Wort und iſt 
vor allem auch ſachlich unbefriedigend. Es iſt nicht verftänd- 
lich, warum gerade der gewerbliche Tanz-, Turn- und 
Schwimmunterricht an Erwachſene, der doch nur in Aus— 
nahmefällen an ſolche erteilt wird und — wenn überhaupt — 
wohl niemals an Erwachſene ausſchließlich, mit den Schutz 
beſtimmungen des $ 55 ausgeſtattet fein ſollte, die doch in 
erſter Linie für die ſchutzbedürftige Jugend erforderlich ſind. 


8) Abgedruckt bei Landé a. a. O., S. 956 ff. f 
9) Dal. Landé a. a. O., S. 1002, und die dort angeführten A. A. 
Anſchütz Pr. Verf. Urk.. S. 397, 
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Folgt man der herrſchenden Meinung, fo würde 8 35 
Gew. O. ſomit faft niemals praktiſche Bedeutung erlangen, 
da es ein Gewerbe der Art, wie es die herrſchende Meinung 
bei ihrer Auslegung annimmt, nämlich einen gewerblichen 
Tanz⸗, Turn⸗ und Schwimmunterricht ausſchließlich an Er⸗ 
wachſene nicht gibt. Wäre aber $ 35 jemals, alſo bei 
einem gewerblichen Unterricht ausſchließlich an Erwachſene, 
anwendbar, ſo wären die hier gegebenen, die Gewerbefrei— 
heit einſchränkenden Schutzbeſtimmungen nicht verſtändlich, da 
es an dem ſpezifiſchen Gbjekt dieſes Schutzes fehlen würde. 
Die herrſchende Auffaſſung, die ſich ſonach weder auf den 
Wortlaut noch auf den Sinn der Beſtimmungen in 88 6 
und 55 Gew. O. berufen kann, und die auch in der Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte der Vorſchriften keinen Anhalt hat, iſt dem⸗ 
nach abzulehnen. Swangloſer und, wie wir glauben, allein 
ſachgemäß wird der anſcheinende Widerſpruch der beiden 
Vorſchriften dadurch gelöſt, daß unter dem Begriff „Unter- 
richtsweſen“ in § 6 dasjenige private Unterrichtsweſen, das 
dem gleichzeitigen öffentlichen Unterrichtsweſen entſpricht und 
das wohl nach dem Sprachgebrauch zur Seit der Faſſung 
der Gewerbeordnung allein unter den Begriff „Unterrichts- 
weſen“ verſtanden wurde, alſo das private Erſatzſchulweſen 
begriffen wird, das ſeiner Natur gemäß unter ſchulaufſicht⸗ 
lichen, nicht unter gewerbeaufſichtlichen Geſichtspunkten geord⸗ 
net werden ſollte. In § 35 find, in Ausnahme von dem 
Grundſatz der Gewerbefreiheit, die einzelnen dort aufgezähl— 
ten Arten des Ergänzungsſchulweſens beſonders geregelt, 
da mit ihrer ſchrankenloſen Freigabe eine Gefährdung der 
Jugendlichen, an die ſie vornehmlich erteilt werden, verbunden 
geweſen wäre. Iſt dieſe Auslegung richtig, ſo würde die 
Beſtimmung des § 55 Gew. O. als reichsrechtliche Dor— 
ſchrift allen landesrechtlichen Beſtimmungen vorgehen. Wäre 
die Miniſterialinſtruktion von 1859, wie wir dargelegt haben, 
nicht als Ganzes, ſondern, wenn überhaupt, nur in ihrem 
§ 14 analog auf das Ergänzungsſchulweſen anwendbar, ſo 
würde für den gewerblichen Tanz-, Turn- und Schwimm⸗ 
unterricht auch dieſe Beſtimmung durch $ 55 Gew. O. aus- 
geſchloſſen ſein. Da jedoch die in 8 35 Gew. O. getroffene 
Regelung einzelner Sweige des Ergänzungsſchulweſens nach 
ihrer Stellung in dieſem, grundſätzlich die Gewerbefreiheit 
normierenden Geſetz nur als Ausnahme von der Regel gedacht 
iſt, ſo wird man hieraus das allgemeine Ergebnis gewinnen 
müſſen, daß auch für die anderen — im Gegenſatz zu den 
in § 55 geregelten —, „ungefährlichen“ gewerblichen Unter— 
richtszweige des Ergänzungsſchulweſens eine reichsrechtliche Re— 
gelung, nämlich ihre volle Gewerbefreiheit durch die Reichs: 
gewerbeordnung, getroffen worden iſt, ſo daß für das ge— 
ſamte gewerbliche Ergänzungsſchulweſen die früheren preu— 
ßiſchen Beſtimmungen, alſo auch § 14 der Miniſterialinſtruktion 
keine Geltung mehr haben. N 

Dieſer Rechtszuſtand wird jedoch durch die Uriegsgeſetz— 
gebung mit ihren in der damaligen Ausnahmeſituation be— 
gründeten einſchneidenden Eingriffen in das Wirtſchaftsleben, 
die insbeſondere auch die Gewerbefreiheit einſchränkten, für 
einen Teil des privaten Ergänzungsſchulweſens grundlegend 
geändert. Es wird für dieſen der ſeiner Natur nach fremde 
Konzeſſionszwang mit der hieraus folgenden obrigkeitlichen 
Reglementierung erneut eingeführt. Durch eine Bekannt- 
machung des Bundesrats über den privaten gewerblichen 
und kaufmänniſchen Fachunterricht vom 2. Auguſt 1917 
(REBL. 685) wird zunächſt für die dort genannten Unter» 
richtszweige, und zwar auch, ſoweit ſie den Unterricht an 
Erwachſene betreffen, das Konzeſſionsſyſtem insbeſondere durch 
die in $ 2 II gegebene Beſtimmung: „Die Erlaubnis kann ver- 
jagt werden, wenn kein Bedürfnis für die Unterrichtserteilung 
beſteht“, begründet. Durch eine Verordnung der preußiſchen 
Regierung vom 5. Mai 1919 (GS. 90) werden die Beſtimmun⸗ 
gen dieſer Bundesratsbekanntmachung auf weitere Unterrichts- 
fächer ausgedehnt. Auf der Grundlage der Vorſchrift des 8? 
der Bundesratsbekanntmachung, durch die „weitergehende lan— 
desrechtliche Beſchränkungen“ für zuläſſig erklärt wurden, iſt 


Dann verſucht worden, noch weitere Zweige des privaten Er— 


gänzungsſchulweſens auch nach Beendigung des Krieges der 
mit dem Nonzeſſionszwang verbundenen inhaltlichen Reglemen— 
tierung ſeitens der Fachbehörden zu unterwerfen. Rierzu ge— 
hört nun auch die Verordnung vom 17. Juli 1925 (855. 
1924/4836), die in Abänderung von $ 55 Gew. O. den Nonzeſ— 
ſionszwang auch auf den Tanzunterricht ausgedehnt hat. Dieſe 
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letzte Verordnung iſt Rechtsgrundlage und Ausgangspunkt für 
die weitgehende inhaltliche Reglementierung geworden, die alle 
Zweige und Abarten des „Tanzunterrichts“ — darunter ſo 
völlig artverſchiedene Deranftaltungen wie den Unterricht in den 
konventionellen Geſellſchaftstänzen, die Körperſchulung in 
rhythmiſcher Gymnaſtik der verfchiedenen Syſteme bis zur „ſo⸗ 
zialpädagogiſchen Körperkulturſchule Adolf Koch“ — unter das 
nahezu ſchrankenloſe Beſtimmungsrecht der Schulbehörden ge⸗ 
ſtellt hat. Durch Entſcheidung des Oberverwaltungsgerichts 
vom 26. Februar 1925 (Band 29, 535 ff) iſt jedoch dieſe 
preußiſche Verordnung für ungültig erklärt worden, weil ſie 
erſt in der Nackkriegszeit ergangen war, und die Bundesratsbe⸗ 
kanntmachung, auf die ſie ſich ſtützte, Ermächtigungen an die 
Candesgeſetzgebung zur Ausdehnung ihrer Beſtimmungen auf 
weitere Unterrichtsfächer nur für die Kriegszeit, nicht aber für 
die Zeit nach Friedensſchluß hat gewähren können. Daraufhin 
iſt durch einen Miniſterialerlaß vom 23. Juli 1925 — U IV 
6277 — (abgedruckt im Volksſchularchiv 22, 122)“ beſtimmt 
worden, „daß die Verordnung (ohne daß ſie formal aufgehoben 
worden wäre!) mit Rückſicht auf die Entſcheidung des GVG. 
nicht mehr anzuwenden, ſondern der Tanzunterricht bis auf 


weiteres nach den allgemeinen Beſtimmungen von 1854/59 zu . 


behandeln ſei“. (Lande a. a. O. 5. 1057). Dieſe letzte An⸗ 
weiſung entbehrt jedoch, wie wir gezeigt zu haben glauben, 
der recktlichen Grundlage, da für den Tanzunterricht wie über— 
haupt für ſämtliche Arten des ergänzenden Unterrickts nicht 
mehr die Miniſterialinſtruktion von 1859, ſondern — bis auf 
die in der Kriegszeit ſelbſt ergangenen Sonderbeſtimmungen — 
die Reichsgewerbeordnung gilt. 


V. 


Unſere Unterſuchung hat ſomit gezeigt, daß die Rechtslage 
der Privatſchulen, ſoweit ſie nicht als Erſatz für öffentliche 
Schulen dienen, außerordentlich unklar, mannigfaltig und in 
bezug auf den von den fortgeltenden Verordnungen der Kriegs⸗ 
zeit erfaßten Ergänzungsunterricht unzeitgemäß iſt. Ihre der⸗ 
zeitige Regelung, insbeſondere falls man der herrſchenden 
Meinung folgt, iſt um ſo widerſinniger, wenn man ſie mit 
der freiheitlichen Regelung vergleicht, die die privaten Er⸗ 
ſatzſchulen durch Artikel 14 Abſ. 1 RO. erhalten haben. Wenn 
die Reichsverfaſſung in Artikel 147 Abſ. IV ausdrücklich auf 
die Regelung des privaten Ergänzungsſchulweſens von Reich 


wegen verzichtet hat, ſo folgt daraus keineswegs, daß es im 


Geiſte der Keichsverfaſſung liegt, eine Unterart des privaten 
Schulweſens und zwar diejenige, die ihrer Natur nach für eine 
freiheitlichere Regelung in noch höheren Maße als die andere 
geeignet iſt, in cinem längſt überholten unfreien Rechtszu⸗ 
ſtand zu belaſſen, in einem Rechtszuſtand, welchen das Privat⸗ 
ſchulweſen, ſoweit es feine rechtliche Grundlage in der Reichs⸗ 
verfaſſung erhielt, auf Hrund dieſer Regelung bereits ver— 
laſſen hat. Ganz allgemein geſehen muß eine Regelung eines 
Gewerbezweiges, die dieſen ohne zwingenden Grund unter 
obrigkeitliche Bevormundung nach dem Vorbild der Seit des 
aufgeklärten Abſolutismus ſtellt, und die trotz der in Artikel 
107 B. aufgeſtellten allgemeinen Forderung nicht einmal eine 
verwaltungsgericktliche Kontrolle ermöglicht, dem Geiſt un— 
ſeres neuen Derfaſſungsrechts entgegengeſetzt ſein. Eine unver— 
zügliche Aenderung und Ularſtellung des Rechts der privaten 
Schulen, ſoweit ſie nicht als Erſatz für öffentliche Schulen 
dienen, iſt daher unumgänglich. ö 

Nack alledem dürfte man folgende Wünſche an den Ge— 
ſetzgeber in Preußen richten: N 

Der ſchon ſeit längerer Seit auf der Grundlage der Län— 
dervereinbarung vom 24. Januar 1928 in Vorbereitung be— 
findliche Geſetzentwurf über die Privatſchulen, die als Er— 
ſatz für öffentliche Schulen dienen, möge beſchleunigt vorge— 
legt werden. 

Die landesgeſetzliche Regelung des Privatſchulweſens darf 
ſich jedoch nicht auf das Recht derjenigen Privatſchulen 
beſchränken, die in Artikel 147 J ihre verfaſſungsrechtliche 
Hrundlage erfahren haben, ſie muß vielmehr auch das übrige, 
in Artikel 14 IV der Landesgeſetzgebung vorbehaltene Schul⸗ 
weſen umfaiſen. 

It das Erſotzſchulweſen in Abweichung von dem früheren 
reinen Konzeſbonsſyſtem auf Grund der verfaſſungsrechtlichen 


- * 


Beſtimmungen bereits freiheitlich geſtaltet, ſo entſpricht es 
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nicht nur der Natur der Sackze, ſondern iſt auch eine Nonſe— 
quenz der für das Erſatzſchulweſen gegebenen verfaſſungsrecht⸗ 
lichen Regelung, wenn das Ergänzungsſchulweſen von der 
Schulfachaufſicht befreit, nach gewerbepolizeilichen Grundſätzen 
geregelt wird. 

Mag auch als Vorbedingung für den Betrieb einzelner 
Sweige des Ergänzungsſchulweſens ein Seugnis der Schul— 
behörde als Befähigungsnachweis weiterhin zu fordern ſein, 
ſo wird die geſamte Aufſicht über das Srgänzung-ſchulweſen 
anders als bisher und zwar ausſchließlich der Gewerbepolizei 
zu übertragen ſein. 

In Durchführung der allgemeinen Forderung des Ar— 
tikels 128 R. werden alle Verwaltungsakten, die die Unter— 
ſagung oder Beſchränkung des gewerblichen Unterrichtsbetrieb 
zum Inhalt haben, in bezug auf ihre Rechtmäßigkeit der 
rickterlichen Kontrolle im Verwaltungsſtreitverfahren zu untere 
ſtellen ſein. f 

Die Schulaufſicht iſt auf das ihr eigene Gebiet, das öffent— 
liche Schulweſen und auf das private, ſoweit es dem Erſatz 
dieſes öffentlichen Schulweſens dient, zu beſchränken. 

Auch durch dieſe Maßnahmen wird der weitgehenden „Ver— 
ſchulung“ unſeres öffentlichen Lebens entgegen zu wirken ſein. 


Ungültigkeit der Altersgrenze für Lehrer. 
Don Magiſtratsrat Dr. jur. Walther Krotoſchiner, Berlin. 


In einem Urteil vom 25. Juni 1952 hat das Landgericht I 
Berlin entſchieden, daß die Herabſetzung der Altersgrenze für 
Lehrperſonen, die durch SS 36 u. 37 der Preußiſchen Spar— 
verordnung vom 25. Dezember 1951 auf das 62. Lebens- 
jahr feſtgeſetzt worden iſt, wegen Verſtoßes gegen Artikel 129 
der Reichsverfaſſung rechtsunwirkſam it. — ö 

In der Entſcheidung wird zunächſt die Frage erörtert, ob 
ſich die 88 56 u. 37 a. a. O. im Rahmen der Ermächtigungs⸗ 
verordnung vom 24. Auguſt 1951 halten. Das Landgericht 
kommt zu dem Ergebnis, daß die gegen die Rechtsgültigkeit der 
Notverordnung des Reichspräſidenten vom 24. Auguſt 1931 
vorgebrachten Bedenken inſoweit unbegründet ſind, als geltend 
gemacht wird, die Notverordnung ſtelle eine unzuläſſige Dele— 
gation des Reichsnotverordnungsrechts an die Länderregierun— 
gen dar. Ebenſo ſteht das Landgericht auf dem Standpunkt, 
daß in den Vorſchriften der §8§8 56 u. 57 a. a. G. der erforder— 
liche Sparzweck nicht fehle, da die Einjparungsmöglichkeit, die 
erreicht werden ſoll, zu bejahen ſei. Die Möglichkeit, im 
Rahmen weiterer organiſatoriſcher Umgeſtaltung Stellen einzu— 
ſparen, auch die dadurch geſchaffene Beſchäftigungsmöglich⸗ 
keit von Junglehrern kann im ganzen und vom Standpunkt Des 
Staatshaushalts betrachtet eine finanzielle Entlaſtung bringen. 
Wenn auch nach dieſen hier angegebenen Richtungen hin keine 
Einwendungen gegen die Rechtsgültigkeit der genannten Vor— 
ſchriften der Preußiſchen Sparverordnung vom 25. Dezember 
19351 gemacht werden können, jo liegt doch ein Verſtoß gegen 
Artikel 129 RV. vor. Das Landgericht J geht entſprechend der 
Rechtsſprechung des Reichsgerichts davon aus, daß ein Recht 
eines Beamten auf individuelle Feſtſtellung der Dienſt⸗ 
unfähigkeit nicht beſteht, es vielmehr zuläſſig iſt, daß dieſe durch 
Geſetz allgemein feſtgeſtellt wird. Die verfaſſungsrecht— 
liche Garantie der wohlerworbenen Rechte fordert es jedoch, 
daß ſich ein ſolches Geſetz den allgemeinen Erfahrungen des 
täglichen Lebens anpaßt und die Altersgrenze in einer Höhe 
feſtſetzt, die dieſen entſpricht. Es muß hier berückſichtigt wer⸗ 
den, daß die Geſetzgeber des Reichs und der Länder mit der 
Feſtſetzung der Altersgrenze auf das 65. Lebensjahr die allge- 
meinen Anſchauungen und Erfahrungen des Lebens durch ge— 
ſetzliche Feſtſtellung poſitiv rechtlich zum Ausdruck gebracht 
haben, während für die Mitglieder des Reichsgerichts — eben⸗ 
jo wie für die Rochſchullehrer — die höhere Altersgrenze von 
68 Jahren beſteht. Sine Sondermaßnahme auf dem Gebiete 
der Altersgrenzengeſetzgebung im Rahmen des Artikels 129 
RD, kann nur erfolgen, wenn beſondere Nechtsgründe fie 
rechtfertigen. Das Landgericht, das die Frage nach der Nach— 
prüfbarkeit durch das Gericht bejaht, unterſucht, ob derartige 
Rechtsgründe vorliegen, wobei es allerdings anerkennt, daß die 
Feſtſetzung einer allgemeinen Altersgrenze grundſätzlich der Co— 


pxalität des Geſetzgebers anvertraut bleiben muß. Dies kann jedoch 


nicht für den Fall gelten, daß die Altersgrenze durch eine Maß— 
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nahme feſtgeſetzt wird, die nicht mehr eine allgemeine durch⸗ 
fehnittliche Feſtſetzung der Dienſtfähigkeitsgrenze zum Siele 
haben ſoll und kann. Denn eine ſolche Vorſchrift iſt des eigent⸗ 
lichen Sinns einer generellen Beſtimmung des Beginns ver⸗ 
minderter Leiſtungsfähigkeit beraubt. Mit der Feſtſetzung der 
Altersgrenze für Lehrperſonen auf das 62. Lebensjahr iſt ein 
derartiger Fall gegeben. Klar wird nach Meinung des Land⸗ 
gerichts dies, wenn die Dorfchriften der §§ 36 und 37 a. a. O. 
beſonders betrachtet werden. Sie müſſen als Beftandteile der 
Altersgrenzengeſetzgebung den bereits oben erwähnten Sinn 
dieſer Geſetzgebung erfüllen. Das tun fie offenſichtlich aus 
dem Grunde nicht, weil der Notverordnungsgeſetzgeber fie ſelbſt 
als Sparvorſchrift Rozeichnet und als ſolche erlaſſen hat. Hier 
aus ergibt ſich, daß der Leitgedanke bei Erlaß der Vorſchriften 
nicht der einer Reviſion des früher eingenommenen Stand- 
punktes über die Dauer der Dienſtfähigkeit geweſen iſt. Als 
offenjichtliche Sparvorſchriften laufen fie dem Sinn der Alters- 
grenzengeſetzgebung zuwider und tragen nur ihren Namen, 
ohne es in Wirklichkeit zu fein. Sie verletzen damit die wohl- 
erworbenen Rechte auf lebenslängliche Anſtellung und ver— 
ſtoßen gegen Artikel 129 RV. Das Landgericht läßt auch 
den Einwand nicht gelten, daß die genannten Vorſchriften 


der früher eintretenden Dienſtunfähigkeit der Lehrer Rechnung 


tragen ſollen. Denn damit gehen ſie wiederum über den 
Rahmen der den Länderregierungen vom Reichspräſidenten ge— 
gebenen Ermächtigung hinaus, die ihnen nur Maßnahmen 
zu Erſparniszwecken geftattet. Auch die Frage prüft das Land- 
gericht, ob nicht die beanſtandete Geſetzgebungsmaßnahme in 
kombinierter Form ſowohl den Charakter der Sparmaßnahme 
als auch den einer Neufeſtſetzung der Leiſtungsgrenze zugleich 
tragen ſoll. Die hierfür angeführten Gründe des ſchmelleren 
UKräfteverbraucks und des früheren Eintritts der Dienſtun— 
fähigkeit der Lehrer erkennt das Landgericht auf Grund der 
allgemeinen Erfahrungsgrundſätze nicht an. Wenn auch nach 
den Ausführungen des Landgerichts zugegeben werden muß, 
daß das Leben komplizierter geworden iſt und höhere An- 
forderungen ſtellt, ſo trifft das nicht nur die Cehrer, ſondern faſt 
alle Beamtengruppen, ebenſo wie die Nichtbeamten. Die 
Tätigkeit der Lehrer weiſt gegenüber den ſonſtigen Beamten⸗ 
berufen keinen Sonderfall in der Richtung auf, daß die körper— 
lichen und geiſtigen Anforderungen im Lehrerberuf höhere ſind, 
zumal da die Lehrer durch beſchränkte Stundenzahl und weit- 
gehende Serien Dergünftigungen haben, die andere Beamte 
nicht haben. Ausſchlaggebend muß berückſichtigt werden, daß 
der Lehrerberuf faſt ausſchließlich eine rein geiſtige Tätig⸗ 
keit verlangt und ihre Ausübung in den Jahren zwiſchen 62 
und 65 ſich dazu mit dem Vorteil langjähriger Erfahrung 
paart, daß ſowohl im ſtaatlichen Intereſſe geſehen, wie vom 
Geſichtspunkt des einzelnen Beamten aus betrachtet, ſtich⸗ 
haltige Bedenken, die der Richter ſeiner Beurteilung zu Grunde 
legen und an die er ſich gebunden halten könnte, in keiner Weiſe 
entgegenftehen. Das Landgericht weiſt zum Schluß darauf 
hin, daß ſelbſt die preußiſche Staatsregierung gegen eine Ber- 
abſetzung der Altersgrenze der Lehrperſonen erhebliche ver— 
faſſungsrechtliche Bedenken getragen hat und verweiſt hier⸗ 
für auf den amtlichen Preußiſchen Preſſedienſt vom 51. Of 
tober 1931. | 

Den Ausführungen des Landgerichts iſt in jeder Beziehung 
beizutreten. Das Reichsgericht hat in ſtändiger Rechtiprechung 
entjcbieden, daß durch Geſetz nur allgemein die A'tersgrenze 


feſtgeſetzt werden darf, und daß das Geſetz maßgebend iſt, 


welches 3. St. der Penſionierung des Beamten in Kraft iſt und 
nicht dasjenige, welches 3. St. der Anſtellung galt. Jedoch 
iſt zu befürchten, daß die für die Lehrer verordnete Berab⸗ 
ſetzung der Altersgrenze auch auf die geſamte Beamtenſchaft 
durch Aenderung des Altersgrenzengeſetzes vom 15. Dezember 
1920 in der Faſſung des $ 84 der Preußiſchen Perfonal- 
abbauverordnung vom 8. Februar 1924 ausgedehnt wird, weil 
die durch Penſionierung freigewordenen Stellen ſchon beſetzt 
worden ſind, andere Stellen für die Unterbringung der von 
der Notverordnung betroffenen Lehrer und Mittel für ihre 
volle Entſchädigung bei der Finanzlage des Staates und der 
Gemeinden nicht vorhanden find, 


„ l. Fortbildungszuſchußempfänger, 


und Hoſpitierpflicht zu entbinden 
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Geſetze und Verordnungen. 


Reich. 


Vereinbarung der Länder über die Zuerkennung der mittleren 
Reife an die zweiklaſſigen Handelsſchulen“). Dom 9. November 1952. 
Das Zeugnis der m. R. kann gemäß § 4 Abſ. 3 der Verein- 
barung der Unterrichtsverwaltungen über die mittlere Reife vom 
31. März 1951 — Keichsminiſterialblatt Nr. 14 — von der zwei⸗ 
jährigen H. unter folgenden Mindeſtvorausſetzungen erteilt werden: 
1. Die Aufnahme in die zweijährige Handelsſchule erfolgt auf 
Grund einer Aufnahmeprüfung. Sugelaſſen zu dieſer Prüfung 
werden begabte Schüler und Schülerinnen mit abgeſchloſſener 
Volksſchulbildung oder gleichwertiger Bildung, die von der 
bisher beſuchten Schule als geeignet bezeichnet find. Die Prü⸗ 
fung erſtreckt ſich auf die Fächer Deutſch, Rechnen, Geſchichte 
und Erdkunde. Nachgewieſen werden muß in dieſen Fächern 
eine gute Beherrſchung des Lehrſtoffs der oberſten Klafje der 
Volksſchule a 
2. Für den Unterricht ſind wöchentlich in der Regel 30 Stunden 
anzuſetzen. Von der Geſamtzahl entfallen mindeſtens ein 
Drittel auf die ſogenannten allgemeinbildenden Fächer 
(Deutſch, Erdkunde, Staatsbürgerkunde, Fremdſprache) und 
höchſtens zwei Drittel auf die Fachbildung (Handelskunde im 
Schriftverkehr, kaufmänniſches Rechnen, Buchführung uſw.). 
In den berufskundlichen Fächern iſt Wert darauf zu legen, 
daß die Aufgaben der Schule mit der bloßen Uebermittlung von 
Techniken nicht erfüllt werden, ſondern jedes berufskundliche 
Fach die Schüler in erſter Linie zu denkenden, pflichtbewußten 
Arbeitern und Menſchen zu erziehen hat. 
.Der Lehrgang findet feinen Abſchluß in einer Abgangsprüfung 
unter dem Vorſitz eines ſtaatlichen Kommiſſars. 


or 


Preußen. 


Teilnahme von preußiſchen Schulamtsbewerbern am Frei- 
willigen Arbeitsdienſt (FA d). Erl. d. Reichskommiſſars für den 
Min. f. Wiſſ., U. u. Volksbildung vom 20. Dezember 1952. — 
U III C 550/52. — Sentralbl. 1955, S. 5. — 

Der Erlaß erſucht die Regierungen, der Teilnahme von Schul— 
amtsbewerbern fördernde Aufmerkſamkeit zuzuwenden und beſtimmt 
u. a. folgendes: 
die am FD. teilnehmen 
wollen, ſind für die Dauer der Teilnahme von ihrer Unterrichts- 
Den Schulamtsbewerbern kann 
die Tätigkeit im FA D. bis zu einem halben Jahre — ſoweit fie eine 
Führerſtelle inne hatten, bis zu einem Jahre — auf die dreijährige 
Dorbereitungszeit für die zweite Prüfung angerechnet werden. Die 
Tätigkeit im SAD. iſt bei ſpäterer Feſtſetzung nach den Härteaus— 
gleichsbeſtimmungen als unverſchuldete Wartezeit zu berückſichtigen. 
Die Schulamtsbewerber erhalten für die Dauer ihrer Tätigkeit im 
FA D. wie die übrigen Teilnehmer ein Taſchengeld von der Leitung 
des Lagers („Träger des Dienſtes“). Außerdem werden ihnen von 
der Regierung die Koften der Hin- und Rückreiſe unmittelbar er— 
ſtattet, auch kann ihnen nach der Rückkehr in den Volksſchuldienſt 
von der Regierung — dem Provinzialſchulkollegium — ein ein⸗ 
maliger Zuſchuß gewährt werden, deſſen Höhe ſich nach der Bedürf— 
tigkeit und der Dauer der Teilnahme am FD. richtet und in der 
Regel einhundert Reichsmark nicht überſteigen fol. Die Fahlung 
des Fortbildungszuſchuſſes ruht für die Zeit der Teilnahme an dem 
Ad. Dagegen hat ſich der Preußiſche Staat verpflichtet, die von 
den Bezirkskommiſſaren für die jeweilige Arbeitsmaßnahme feſtzu— 
ſetzenden Förderungsbeträge aus den erſparten Fortbildungszuſchuß— 
mitteln zu zahlen. Die Förderungsbeträge (Höchſtſatz 2 Rui. je 
Arbeitstag) werden von den Bezirkskommiſſaren bzw. den Arbeits- 
ämtern verauslagt und monatlich nachträglich von den Regierungen 
— dem Provinzialſchulkollegium — zur Erſtattung angefordert. Die 
Meldung der Schulamtsbewerber zum FD. hat bei den zuſtändigen 


Bezirkskommiſſaren unter Dorleaung einer Beſcheinigung zu er— 
folgen, die von der zuſtändigen Regierung — dem Provinzialſchul— 
kollegium — nach einem beſtimmten Muſter auszuſtellen iſt. Die 


Beſtimmung des Arbeitslagers erfolgt durch den Bezirkskommiſſar, 


an den gegebenenfalls beſondere Wünſche zu richten ſind. 


II. Für die Teilnahme der Schulamtsbewerber am FA D. find 
im übrigen die für die Arbeitsdienſtwilligen allgemein geltenden 


*) Die Unterrichtsverwaltung von Württemberg hat ſich dieſer 
Vereinbarung nicht angeſchloſſen. 
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Vorſchriften maßgebend. Den Schulamtsbewerbern iſt dies bei 
Aushändigung der obenerwähnten Beſcheinigung zu eröffnen. Es 
wird beſonders darauf hingewieſen, daß die feſtgeſetzte Altersgrenze 
von 25 Jahren grundſätzlich eingehalten werden, muß; eine Aus- 
nahme kann nur für die Führer in Frage kommen. Ein Ueberblick 
iiber die ergangenen Beſtimmungen des Reichskommiſſars für den 
SAD. wird im Sentralblatt für die geſamte Unterrichtsverwaltung 
in Preußen vom 20. Januar 1955 veröffentlicht werden. Die Bes 
ſtimmungen dieſes Runderlaſſes finden auf Schulamtsbewerberinnen 
entſprechende Anwendung. 


Beurlaubung von Lehrern der Volksſchule oder der öff. mittl. 
Schule an die Polizeiberufsſchulen. Erl. d. Min. f. W., K. u. 
Volksbildung (Reichskommiſſar) v. 16. Dezember 1952. — U III E 
2286, U III D, U III C. Sentralbl. 1955, S. 5. — 

Der Erlaß weiſt darauf hin, daß nach dem Runderlaß vom 
21. März 1952 angeſtellte Lehrer der Volksſchulen oder der öffentl. 
mittl. Schule unter beſtimmten Bedingungen mit vollem Gehalt zur 
Beſchäftigung an Polizeiberufsſchulen beurlaubt und ihre Stellen 
durch Schulamtsbewerber in voller Beſchäftigung vertretungsweiſe 
verwaltet werden können Die ſtaatliche Polizei zahlt für jeden Be- 
urlaubten an die Landesſchulkaſſe oder an die Landesmittelſchulkaſſe 
jährlich 2880 R. (Der Erlaß beſtimmt dann, wie der Betrag zu 
vereinnahmen und wie die Vertreterdienſtbezüge zu verrechnen ſind.) 


Schulſtrafen wegen Zugehörigkeit zu einer nationalſozialiſtiſchen 
Schülervereinigung. Erl. d. Min. f. W., K. u. Volksbildung (Reichs- 
kommiſſar) vom 2. Dezember 1952. U II 1609. 1. U III A, 
U III D, A. — Sentralbl. 1952, S. 510. 

Der Erlaß beſtimmt, daß Schulſtrafen, die vor dem Erlaß vom 
25. September 1952 gegen Schüler wegen Sugehörigkeit zu einer 
nationalſozialiſtiſchen Schülervereinigung verhängt ſind, aufzuheben 
ſind. Etwa verwieſene Schüler ſind ohne Aufnahmeprüſung wieder 
in die betreffende Klaſſe aufzunehmen. 


Sachſen. 


Vorbereitungsdienſt der Bewerber um das höhere Schulamt. 
Erl. d. Min. f. D. v. 29. November 1952. — Verordnungsblatt 1932, 
17. S. 21. 

Die Bekanntmachung über die Einrichtung pädagogiſcher Semi— 
nare an den höheren Unterrichtsanſtalten und über den Vorbe— 
reitungsdienſt der Kandidaten des höheren Schulamts vom 21. Mai 
1912 wird aufgehoben, da fie ſich der finanziellen Lage wegen nicht 
durchführen laſſen. Dafür gelten nunmehr folgende Beſtimmungen: 

Der Erwerb der Anſtellungsfähigkeit im ſächſiſchen höheren 
Schuldienſt ſetzt die Ableiſtung eines Dorbereitungsdienftes voraus. 
Julaſſung erfolgt durch Min. f. D. Es beſteht kein Anſpruch auf 
Zulaſſung. Die Sugelaſſenen führen während des Dienſtes die Be— 
zeichnung Studienreferendar. Die Sulaſſung iſt unabhängig vom 
Beſteben der Prüfung für das h. Sch. ſowie von der Beurteilung 
der wiſſenſchaftlichen Tüchtigkeit, der praktiſch⸗pädagogiſchen ver⸗ 
anlagung und der körperlichen Eignung der Bewerber, ferner davon, 
daß die Bewerber ſchon bei Beginn ibres Studiums ſächſiſche 
Staatsangehörige waren. Bewerber, die die ſächſiſche Staatsange⸗ 
hörigkeit erſt ſpäter erlangt haben und andere reichsdeutſche Be— 
werber, die ihre Prüfung in Leipzig oder Dresden beſtanden haben, 
können nur in beſonders begründeten Fällen zum Vorbereitungs— 
dienſt zugelaſſen werden. Die Fulaſſung von Bewerbern, die die 
Prüfung in einem anderen deutſchen Lande abgelegt haben, iſt nicht 
ausgeſchloſſen, doch wird von ihnen vor Zuerkennung der An- 
ſtellungsfähigkeit in der Regel noch ein Nachweis über das Beſtehen 
einer Prüfung in Pädagogik gefordert. Dauer des Vorbereitungs- 
dienſtes bis auf weiteres ein Jahr. Der Vorbereitungsdienſt iſt 
grundſätzlich unentgeltlich, doch können die Studienreferendare nach 
Maßgabe der vorhandenen Mittel Unterhaltszuſchüſſe erhalten (kein 
Anſpruch!) Studienreferendare, denen nach Ableiſtung des Vor— 
bereitungsdienſtes die Anſtellungsfähigkeit für den ſächſiſchen höheren 
Schuldienſt zuerkannt worden iſt, erhalten die Berechtigung, die Be⸗ 
zeichnung Studienaſſeſſor zu führen, jedoch haben ſie keinen Anſpruch 
auf Beſchäftigung oder Anſtellung ö 


Bapern. 


Pflege des Sparſinns in den Schulen. Bek. d. Staatsmin. f. Unt. 
u. Kult. v. 29. November 1952 Nr. IV 4177. Amtsbl. Nr. 8, 
Seite 213. 

Die Bekanntmachung betont die Bedeutung des Sparſinns für 
den Einzelnen, für die wirtſchaftliche und kulturelle Entwicklung des 
ganzen Volkes und für die Perſönlichkeitsbildung; ſie ſieht darin ein 
Erziebunasziel von hoher Bedeutung. Darum wird angeordnet, daß 
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ſeiner Förderung in allen Schulen und von allen Lehrern Beachtung 
i ſchenken iſt. 


Schulgeld an ſtaatlichen höheren Lehranſtalten f. 
d. männl. Jugend. Bek. d. Staatsmin. f. Unt. u. Kult v. 
51. Dezember 1952 Nr. VIII 57 508. — Amtsbl. Nr. 8 S. 22 ff. 

Der Erlaß regelt die Schulgeldzahlung und das Derfabren bei 
Schulgeldbefreiungen — Ein zweiter Erlaß (v. 51. Dezember 1952 
Nr. II 36 787) dehnt den Geltungsbereich des Schulgelderlaſſes mit 
Wirkung vom 1. Januar 1955 auch auf die ſtaatlichen Lehrer- und 
Lehrerinnenbildungsanſtalten aus. 


Thüringen. 


Feiertage der Thüringer Schulen. Erl. d. Thür. Volks⸗ 
bildunasmin, Nr. 1 v. 12. Januar 1955, IV A IV 15, 9. — Amtsbl. 
1952, 1. S. 1. 

Aus dem Inbalt: 

„Es iſt angeſichts der völkiſchen Serriſſenheit unſerer Tage in 
beſonderem Maße Pflicht der Schule, nach ihren Kräften der Förde— 
rung wahrer Dolfsverföhnung und der Erhaltung der inneren Einig— 
keit zu dienen. Sie kann dieſe Pflicht vornehmlich in dem Unterricht, 
deſſen Gegenſtände Volk und Heimat find, erfüllen, wenn ſie als 
Ziele dieſes Unterrichts anfieht und erſtrebt: einen klaren Ueberblick 
über die großen Zuſammenhänge unſeres geſchichtlichen Werdens, 
das ſtolze Bewußtſein der blutsmäßigen Verbundenheit mit den 
großen deutſchen Perſönlichkeiten und den heldiſchen Taten unſeres 
Volkes auf allen Gebieten ſeines politiſchen und kulturellen Lebens, 
das aufrüttelnde Erlebnis der völkiſchen Schickſalsgemeinſchaft, deren 
zwingender und erhebender Derpflichtung ſich zu entziehen, kein 
Volksgenoſſe das Recht hat, das Bekenntnis zum deutſchen Volkstum, 
das in der Fülle und Mannigfaltigkeit der deutſchen Lebenserſchei— 
nungen die Offenbarung der Einheit und Einzigkeit der deutſchen 
Seele bedeutet, das Bekenntnis zum deutſchen Boden als der Stätte 
deutſchen Schaffens und Werdens, als der Heimat der deutſchen 
Familie. Es muß das Bemühen der Schule ſein, die Wirkungen eines 
ſolchen Unterrichts im Hinblid auf ihre Bedeutung als Grundlagen 
völkiſchen Huſammenfindens noch durch beſondere Maßnahmen zu 
ſteigern.“ N 

Der Erlaß ordnet daher an, daß in den Schulen des Landes all— 
jährlich an zwei Tagen unter Ausſetzung des Unterrichts Feiern 
abzuhalten ſind, deren Mittelpunkt die einigenden Werte bilden 
ſollen, die in Volk und Heimat liegen. Als Schulfeiertage werden 
feſtgeſetzt der 18. Januar als Tag der Reichsgründung und der, 
10. November als der Geburtstag Luthers und Schillers, der wechſelnd 
einem Großen des deutſchen Volkes zu widinen iſt. Das Volksbil-. 
dungsminiſterium iſt bereit, auf Antrag der Lehrerſchaft der einzelnen 
Schulorte noch einen dritten Tag als amtlichen Schulfeiertag anzu» 
erkennen, wenn die Abſicht beſteht, dem Gedächtnis eines beſtimmten 
bedeutſamen Ereigniſſes aus der Geſchichte des Beimatortes oder 
Heimatkreiſes ſtändig eine ſchuliſche Feier zu widmen. 


Der Verſailler Vertrag in den Thüringer Schulen. (Nachtrag.) 
Erl. d. Thür. Volksbildungsmin. Nr. 2 v. 5. Januar 1955, IV A IV 
4, 1 b. 

Der Erlaß geht davon aus, daß die Bekanntmachung „Der Der» 
ſailler Vertrag in den Thüringer Schulen“ vom 10. Oktober 1952 
in der Lehrerſchaft und Elternſchaft überwiegend verſtändnisvolle 
Aufnahme gefunden hat, und fährt dann fort: 

„Verſchiedentlich uns mitgeteilte Zweifel oder Bedenken wegen 
der Verfaſſungsmäßigkeit dieſer Bekanntmachung haben wir zum An- 
laß genommen, in dem Sinn aufklärend zu wirken, daß der Unter— 
richt über den Derfailler Vertrag und der von uns angeordnete 
Wechſelſpruch nicht den Swed haben, Haß- und Rachegefühle zu er» 
zeugen, ſondern den berechtigten Lebenswillen des deutſchen Volkes 
zu ſtärken und damit gemäß Artikel 148 der Reichsverfaſſung er⸗ 
zieheriſch im Geiſte des deutſchen Volkstums zu wirken und — durch 
moraliſchen Kampf gegen die vom Gewaltfrieden ausgehende Atmo— 
ſphäre — letzten Endes auch der Dölferverföhnung zu dienen. 

Neuerdings iſt vereinzelt von Perſonen, die in parteipolitiſcher 
Befangenbeit unſere von rein nationalen Beweggründen getragenen 
Anordnungen mißverſteben oder mißverſtehen wollen, das Beſtreben 
gezeigt worden, die Eltern und Schüler zum Widerſtand gegen die in 
unſerer genannten Bekanntmachung getroffenen rechtmäßigen An⸗ 
ordnungen aufzufordern. 2 

Wir werden ſolchen Verſuchen, die ein ſtrafbares Vergehen im 
Sinn des § 110 des Reichsſtrafgeſetzbuches darſtellen, unnachſichtlich 
mit den geſetzlichen Mitteln entgegentreten. Auch ſind die Erziehungs⸗ 
berechtigten nach § 15 des Schulpflichtgeſetzes ſtrafbar, wenn ſie die 
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Kinder anweiſen, an dem vorgeſchriebenen Wechſelſpruch ſich nicht zu 
beteiligen, oder ſie in fonftiger mar zum Widerſtand gegen unſere 
Anordnungen ermuntern.“ 

Die Schulleiter werden angewieſen, nötigenfalls die beteiligten 
Elternkreiſe auf die Rechtsfolgen aufmerkſam zu machen, die ſie beim 
Widerſtand gegen die getroffenen Maßnahmen zu gewärtigen haben. 
Ueber etwaige Widexſetzlichkeiten der erwähnten Art haben die Schul⸗ 
leitungen auf dem vorgeſchriebenen Dienſtweg zu berichten. 


Unentgeltliche Lieferungen von Schulbüchern für das Jahr 
1955/54. Erl. d. Thür. Volksbildungsmin. vom 26. November 1952. 
IV A IV 5, 51. Amtsbl. 1952, 15. S. 111. 

Bemerkenswert ſind folgende Beſtimmungen: 

1. Jedes Schulkind kann, ſofern die Vorausſetzungen für unent⸗ 
zeltliche Belieferung vorliegen, je 1 Stück der für ſein Schuljahr 
beſtimmten Einzelſchriften koſtenlos erhalten. Sollen in den Schulen 
darüber hinaus noch andere Leſeſtoffe als Klafjenleftüre Verwen⸗ 
dung finden, fo müßten dieſe durch den örtlichen Buch- oder Schreib⸗ 
warenhandel auf Koften der Unterhaltspflichtigen bezogen werden. 

5. Auf unentgeltliche Gewährung von Schulbüchern können nur 
„Minderbemittelte“ Anſpruch erheben. Als ſolche gelten nach der 
Notverordnung zur Sicherung der Haushalte des . der Kreije 
und der Gemeinden vom 24. September 1951 (Geſ.⸗S. S. 297) alle 
Unterhaltspflichtigen, deren Jahreseinkommen nicht über 1500 RM. 
hinausgeht, oder die bei höherem Einkommen die Tragung befonderer 
Laſten nachweiſen. 

Als „beſondere Laſten“, welche die wirtſchaftliche Leiſtungs⸗ 
fähigkeit weſentlich beeinträchtigen, können z. B. gelten: Krankheit, 
Unglücksfälle, außerordentliche Belaſtung durch Unterhalt und Er⸗ 
ziehung der Kinder, Verpflichtung zum Unterhalt mittelloſer Ange⸗ 
höriger und ähnliche Fälle. 

4. Die Entſcheidung darüber, ob die VPorausſetzungen für die 
unentgeltliche Gewährung von Schulbüchern vorliegen, treffen die 
nach § 10 der Ausführungsverordnung zur Reichsverordnung über 
die Fürſorgepflicht vom 20. Februar 1950 bei den Gemeinden gebil- 
deten Spruchausſchüſſe. Die Schulleiter haben die eingehenden An⸗ 
träge zu ſammeln, zu ihnen Stellung zu nehmen und ſie über die 
Wohlfahrtsämter bzw. Wohlfahrtsſtellen den Spruchausſchüſſen zu⸗ 
zuleiten. Dem Verlangen des Elternbeirats auf Einſicht in die An⸗ 
träge iſt ſeitens der Volksſchule ſtattzugeben. Die Schulpflichtigen, 
die von der Lernmittelfreiheit keinen Gebrauch machen wollen, ſind 
darauf hinzuweiſen, daß alle Bücher, die Oſtern 1955 verteilt wer⸗ 
den, im Buchhandel käuflich zu erwerben ſind. Die von Schulen 
unentgeltlich gelieferten Bücher bleiben Eigentum 8 Landes Thü⸗ 
ringen und dürfen nicht verkauft werden. 

6. Wir nehmen an, daß der Verſchleiß der Biene unentgeltlich 
gelieferten Schulbücher einer normalen Abnutzung entſpricht, und 
weiſen darauf hin, daß ſchuldhaft beſchädigte oder verloren gegan⸗ 
gene Bücher von den Eltern oder ſonſtigen Vertretern der Kinder 
in jedem Falle durch neue zu erſetzen ſind. 

Aus Sparſamkeits⸗ und aus erziehlichen Gründen ſind die 
Kinder durch die Klaffenlehrer anzuhalten, die Bücher in Schutz⸗ 
hüllen zu legen. 

11. Wenn Kinder, denen Bücher und Einzelſchriften unentgelt⸗ 
lich geliefert worden ſind, innerhalb Thüringens verziehen, ſo ſind 
ihnen die gelieferten Schulbücher zu belaſſen. 

12. Die Ausbeſſerung der beſchädigten Schulbücher haben die 
Schüler gegebenenfalls im Werkunterricht vorzunehmen, wenn die 
Beſchädigungen nur derart ſind, daß ſie von den Schulkindern ſelbſt 
behoben werden können. Ueber die nicht mehr benutzbaren Schul- 
bücher verfügen die Einzelſchulen nach eigenem Ermeſſen. 

Ainderſpeiſungen. Erl. d. Thür. Volksbildungsmin. vom 
50. November 1952. IV A III 306/32. — Amtsbl. 1952, 15; S. 114. 

Es find Landesmittel bereitgeſtellt und Reichsmittel erbeten 
worden, um im kommenden Notwinter möglichſt überall Speiſungen 
für bedürftige Kinder durchführen zu können. Da durch dieſe Ver⸗ 
anſtaltungen das körperliche Wohlbefinden der Jugend erhalten und, 
wo es geſchwunden iſt, wieder hergeſtellt werden ſoll, dienen ſie 
mittelbar auch den Intereſſen der Schularbeit. Wir weiſen daher 
die Schulleiter und Lehrkräfte aller uns unterſtellten Schulen an, 
die Bemühungen der Gemeinden und Organiſationen der freien 
Wohlfahrtspflege in jeder Weiſe nach Kräften zu unterſtützen. Wir 
erwarten, daß durch ihre Mitarbeit die Möglichkeiten erziehlicher 
Beeinfluſſung, die in der Durchführung des Uinderſpeiſungswerkes 
liegen, zur Auswirkung gebracht werden (Sauberkeit, gute Eß⸗ 
manieren, Ordnung in geeigneten warmen Räumen mit Tiſchen 
und Sitzgelegenheiten bei genügender Eßzeit). 
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Oldenburg. 


Schriftſtelleriſche Betätigung von Beamten. Erl. d. 
Staatsmin, v. 6. Dezember 1932. 

Den ſtaatlichen Beamten und Angeſtellten ſowie den Volksſchul⸗ 
lehrern und den ſonſtigen Gemeindelehrern wird verboten, Zeitungen 
gegen Entgelt Berichte über Verſammlungen oder ſonſtige Veranſtal⸗ 
tungen ſowie über Dorfommnifje dienſtlicher oder außerdienſtlicher 
Art zu liefern, oder ſtändig oder zwar nur gelegentlich aber doch in 
häufigerer Wiederkehr als Berichterſtatter für Seitungen tätig zu 
werden. Artikel heimatkundlichen oder wiſſenſchaftlichen Inhalts 
fallen nicht unter das Verbot. Die Behörden und Dienſtſtellen haben 
die unterſtellten Beamten, Angeſtellten und Lehrer von Dorftehenden 
in Kenntnis zu ſetzen. 
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Anhalt. 


Beurlaubung von Schulkindern zu landwirtſchaftlichen Ar- 
beiten. Erl. d. Anh. Staatsmin. vom 6. Januar 1955. 15 375. 
Amtsblatt für Anh. 1955, 5. S. 7. 

In Ergänzung der Verfügung vom 4. Juni 1920 (Amtsblatt 
für Anhalt, S. 209) wird folgendes beſtimmt: 

Kindern im Grundſchulalter iſt der Urlaub zu landwirtſchaft⸗ 
lichen Arbeiten zu verſagen. Ausnahmen für dringliche Fälle be⸗ 
dürfen unſerer beſonderen Genehmigung. 


PVerſchiedenes. 


Aus Seitſchriften. Probleme der Derfaffungsreform. Preuß. 
Lehrerzeitung 1952, 152. — Ueber die Reform des höheren Schul⸗ 
weſens in Preußen (Friedrich Block). Monatsſchrift für höhere 
Schulen 1952, Heft 5. — Die Verwaltungsreform und der Schul— 
rat (Dr. Schmidt). Der Wegweiſer 1952, 10/11. — Schulverwaltung 
und Schulaufſicht in der Verwaltungsreform. Preuß. Lehrerzeitung 
1952, 151. — 5 und Schulverwaltung Der Schul⸗ 
verband 1955, 1. — Die Entlaſtung der Bezirksregierung in der 
Schulverwaltung (Treibert). Preuß. Lehrerzeitung 1952, 156. — 
Die Zuſammenfaſſung des ländlichen Schulweſens in Kreisfchul- 
ämter im Rahmen der Derwaltungsreform (A. Schütrump). Der 
Schulverband 1952, 11. — 

Die Einſichtnahme in den Religionsunterricht (Dr. Schmidt). 
Der Wegweiſer 1952, 12. — Sur Frage der Schulleitung in den 
preußiſchen mehrklaſſigen, wenig gegliederten und einklaſſigen Volks- 
ſchulen (Schäfer). Der Schulverband 1952, 12. — Die Beſchulung 
blinder und taubſtummer Kinder (Kurth). Der Schulverband 1952, 
11. — Steuerfreiheit der Unterrichtsanſtalten, Schülerheime, Pen⸗ 
ſionate, Internate und dal. (Dr. Lougear). Der Schulverband 
1955, I. — Die Gemeindefinanzordnung und der Schulverband 
(Treibert). Der Schulverband 1955, 1. — 

Sum Stimmrecht der Lehrer im Schulvorſtande (Siegenhagen). 
Der Schulverband 1955, 1. — Straßenreinigungspflicht des Lehrers 
(Becherer). Der Schulverband 1952, 12. — 

Beamtenrechtliches aus dem Jahre 1952. Der Beamtenbund 
1955, 6. — Sur Klärung des politiſchen Beamtenrechts (Pautſch). 
Der Beamtenbund 1952, 95. — Amneſtie und Diſziplinarverfahren 
(Pautſch). Preuß. Lehrerzeitung 1952, 156. — Sur Preußiſchen 
Beamtendienſtſtrafordnung (Doigt). Der Wegweiſer 1952, 10/11. — 
Sur Frage der Gleichſtellung weiblicher und männlicher Beamten 
(Loewenthal). Deutſches Philologen-Blatt 1952, 50. — 

Die Neuregelung der Fürſorgeerziehung (Dr. Bondy). 
verwaltungsblatt 1955, 1. — 


Suche fehlende Nummern der „Rechtsbeilage” zur Pädagogiſchen 
Seitung! 

Von den älteren Jahrgängen der „Rechtsbeilage“ zur Pädago- 
giſchen Zeitung, von der die erſte am 20. Januar 1898 erſchien und 
die von 1915 ab den Namen „Blätter für Schulrecht“ führt, fehlen 
mir einzelne Nummern. Es iſt mein Wunſch, die einzelnen Jahr⸗ 
gänge zu vervollſtändigen, und ich richte beſonders an ältere Kollegen 
und Dereinsarbeiter die herzliche Bitte, ihre Beſtände an Vereins- 
zeitungen daraufhin durchzuſehen, ob ſich darunter nicht einige der 
nachſtehend aufgeführten Nummern der „Rechtsblätter“ vorfinden, 
die ſie nicht mehr brauchen und die ſie mir überlaſſen könnten. Ich 


Reichs⸗ 


wäre dafür ſehr dankbar. Entſtehende Unkoſten erſetze ich gern. Es 


19 85 mir die folgenden Nummern: Jahrgang 1898: Nr. 2, 5, 8, 
Jahrgang 1899: Nr. 1, 3, 5, 6, 7, 8, 9, 10, 11. Jahrgang 1900: 
Ar. 3, 9. Jahrgang 1901: Nr. 3, 4, 5, 6, 10, 11. Jahrgang 1902: 

Nr. J, 5, 6, 12. Jahrgang 1905: Nr. 1, 5, 7. Jahrgang 1905: Nr. 9. 
A. Rennhak Stettin, ee 69. 


Druck von W. & S. Soewenthal, Berlin SW 49, Grünſtraße 4. 


